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Überblick Art. 49 AEUV / Dienstleistungs-RL 

  
Art. 49 AEUV 

Niederlassungsfreiheit 

Dienstleistungsrichtlinie 

Niederlassungsfreiheit 

Dienstleistungsrichtlinie 

Dienstleistungsfreiheit 

Schutzbereich 

EuGH: 

- wirtschaftl. selbst. Tätigkeit 

- Ausübung mittels einer festen Einrichtung 

- auf unbestimmte Zeit 

Definiert in Art. 4 Nr. 5 Definiert in Art. 4 Nr. 1 

Eingriff 

1. Direkt diskriminierende Maßnahmen 

2. Indirekt diskriminierende Maßnahmen 

3. Beschränkungen – „alle Maßnahmen, die 

die Ausübung der Grundfreiheiten behindern 

oder weniger attraktiv machen könnten“ 

- Katalog unzulässiger 

Anforderungen, Art. 14 

- Katalog zu prüfender 

Anforderungen gemäß  

Art. 15 Abs. 2 

Sämtliche Anforderungen 

Rechtfertigungs-

gründe 

Art. 52 (öff. Ordnung, Sicherheit, Gesundheit) 

 

„Zwingende Gründe des Allgemein-interesses“ 

(aber nicht für diskriminierende Maßnahmen) 

1. Keine Rechtfertigung für 

unzulässige Anforderungen 

(„Schwarze Liste“) 

2. Rechtfertigung für zu 

prüfende Anforderungen: 

„zwingende Gründe des 

Allgemeininteresses“,  

Art. 15 Abs. 3 

Art. 16 I b), III schränken 

die Rechtfertigungsgründe 

stark ein auf: 

- öffentliche Ordnung 

- öffentliche Sicherheit 

- öffentliche Gesundheit 

- Umweltschutz 

Anforderung an 

Rechtfertigung 

- Nichtdiskriminierend 

- Erforderlich 

- Verhältnismäßig 

- Nichtdiskriminierend 

- Erforderlich 

- Verhältnismäßig 

- Nichtdiskriminierend 

- Erforderlich 

- Verhältnismäßig 
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Die Niederlassungsfreiheit in der DL-RL 
 

Art. 14 (nicht rechtfertigbar) Art. 15 Abs. 2 (rechtfertigbar) 

1. Diskriminierende Anforderungen, die an die 

Staatsange-hörigkeit oder den Unternehmenssitz 

anknüpfen 

2. Verbot der Niederlassung in mehr als einem 

Mitgliedstaat 

3. Beschränkung der Wahl in der Art der Niederlassung 

4. Bedingungen der Gegenseitigkeit 

5. Abhängigkeit der Genehmigung von 

wirtschaftlichem Bedarf oder Ähnlichem 

6. Beteiligung von Konkurrenten an Genehmigung 

7. Pflicht, eine finanzielle Sicherheit zu stellen 

8. Pflicht, bereits vorher für eine Zeit in Register des 

Aufnahmestaats eingetragen zu sein 

a) Mengenmäßige oder territoriale 

Beschränkungen 

b) Pflicht zu einer bestimmten Rechtsform 

c) Anforderungen betr. die Beteiligungen am 

Gesellschafts-vermögen 

d) Die Dienstleistungen wird bestimmten 

Dienstleistungserbringern vorbehalten 

e) Verbot, mehrere Niederlassungen zu 

unterhalten 

f) Mindestbeschäftigenanzahl 

g) Mindest- und/oder Höchstpreise 

h) Verpflichtung, mit Dienstleistung andere Dienst-

leistungen zu erbringen 

  

  

 keine Rechtfertigung möglich 

Art. 15 Abs. 3 – Rechtfertigung wenn 

- nicht diskriminierend 

- erforderlich zur Verfolgung eines zwingenden 

Grundes des Allgemeininteresses 

- verhältnismäßig 
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Art. 4, 15 Dienstleistungsrichtlinie 
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Argumentation BT-Gutachten 
 
 Argumentation BT-Gutachten 

• Die Dienstleistungsrichtlinie geht mglw. zu Unrecht davon aus, dass die Mindest- 

und Höchstpreisvorgaben der HOAI eine „Beschränkung“ darstellen 

• Dies bedeutet, dass  

- es für das Verlangen einer Rechtfertigung an einer Rechtsgrundlage fehlt oder  

- die Dienstleistungsrichtlinie bei der Anwendung auf die Mindest- und 

Höchstpreisvorgaben der HOAI korrigierend auszulegen ist („teleologische 

Reduktion“) 
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Grundlage der Argumentation im BT-Gutachten 
 
 
Katalog des Art. 15 Abs. 2 geht auf die Rechtsprechung zurück 
 

• Art. 15 Abs. 2 listet in der Rechtsprechung vertypte Formen der „Beschränkung“  

 

Bisher kein Urteil zu Art. 15 Abs. 2 g) 
 

• Mindest- und Höchstpreisvorgaben sind die einzige Maßnahme, für die es bisher 

kein Urteil dahingehend gibt, dass diese als „Beschränkungen“ einstuft  

 

• Das Urteil „Cipolla“ bezog sich allein auf die Dienstleistungsfreiheit,  

 

Zu prüfen: 
 

• Lässt sich das Vorliegen einer „Beschränkung“ ernsthaft verneinen? 

 

• Wenn ja, was sind die Rechtsfolgen? 
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Urteil „Cipolla“ zur Wirkung von Honorarsätzen 
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Konturierung des „Beschränkungs“-Tatbestands 

• Sehr weit: „alle Maßnahmen, die die Ausübung der Grundfreiheiten behindern 

oder weniger attraktiv machen könnten“ 

• Aber keine Beschränkung, wenn die behindernde Wirkung „zu ungewiss und 

mittelbar“ ist, als dass sie als geeignet angesehen werden können, die NLF zu 

behindern 

• Rechtssprechung:  Zulassungsbedingungen vs. allgemeine 

Rahmenbedingungen 
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Beschränkung bejaht 

  

  

Beschränkung verneint 

  

 Erlaubnisvorbehalte 

 Doppelanforderungen 

 Zinsverbot für Sichteinlagen auf weniger 

als 5 Jahre 

  

 Ladenschlussregelungen 

 Zusammensetzung einer 

Prüfungskommission 

 Verbot, Wasser nach der Spülung von 

Tanks aus einem Tankschiff in das Meer 

abzuleiten 
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Caixa -Urteil 
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Stellungnahme zum Urteil „Cipolla“ 

Begrenzte Übertragbarkeit des Cipolla-Urteils 

• Dienstleistungsrichtlinie unterscheidet beim Spielraum der Mitgliedstaaten 

deutlich zwischen DLF und NLF 

• EuGH unterscheidet ebenfalls zwischen DLF und NLF (etwa bei 

Genehmigungserfordernis) 

• Integrations„last“ desjenigen, der sich dauerhaft niederlässt 

 

Urteil Corsten v. 3. Okt. 2000: 
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Konkretisierung des Begriffs der „Beschränkung“ 

 

• Diverse Theorien im Schrifttum:   

- Aufnahme vs. Ausübung 

- Keck-Rechtsprechung zu Verkaufsmodalitäten  

- Marktzugang vs. Standortbedingungen 

• Keine Lizenz für Dienstleistungserbringer aus anderen Mitgliedstaaten, sich von 

lästigen Regeln des Aufnahmestaates loszusagen 

• Interpretation aus „Normzweck“ der NLF – es muss ein signifikanter und nicht 

nur mittelbarer Bezug bestehen zwischen der nationalen Regelung und der 

Erschwerung der Niederlassung für Dienstleistungserbringer aus anderen 

Mitgliedstaaten 

- allgemeines Liberalisierungsziel sollte nicht ausreichen 

- Festlegung auf Qualitätswettbewerb keine implizite Hürde / strukturelle 

Benachteiligung für Architekten/Ingenieure aus anderen Mitgliedstaaten 

 

11 



Onscreen slide 

Keine „Beschränkung“ trotz Eingriffs in Preis? 
 
 Preis ist zentraler Wettbewerbsparameter 

• ... und damit generell relevanter Faktor für Marktzugang 

• Mindest- und Höchstpreisvorgaben der HOAI  

- sind branchenspezifische Preisregelung 

- enthalten sehr detaillierte Vorgaben und schalten den Preiswettbewerb in 

großem Umfang aus (anders bei Keck – Verbot des Unterkostenverkaufs) 

Eingriffsintensität und Abschottungswirkung wird relativiert durch: 

• Mindestpreise an unterer Grenze 

• Keine Hinweise auf marktzugangsbeschränkende Wirkung 

• Preis hat keine zentrale Rolle für Marktzugang wie in Caixa-Urteil (auch unter 

Annahme der Abschaffung der Mindestsätze) 

• Ziel zudem nicht Reduzierung des Preiswettbewerbs als solchen, sondern 

Sicherstellung des Qualitätswettbewerb als Marktordnungsprinzip – eine solche 

grundlegende wirtschaftspolitische Entscheidung, die in der Kompetenz des 

nationalen Gesetzgebers liegt, hat allenfalls eine indirekte Reflexwirkung auf 

NLF 

 

-   

-      

-      
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Ergebnis 
 
 Beschränkung zweifelhaft 

• Gute Argumente für Verneinung des „Beschränkungs“-Charakters  

• äußerst weite Auslegung des „Beschränkungs”-Tatbestands durch EuGH ist 

indessen erhebliche Hürde 

Konsequenzen 

• Ausreichend, um dem Richtlinien-Gesetzgeber die Kompetenz zur legislativen 

Einstufung als „Beschränkung“ abzusprechen? 

• Anders als bei DLF Korrekturmöglichkeit über Prüfung der „Rechtfertigung“ 

• Primärrechtskonforme Auslegung des Art. 15 durch  

- Nichtanwendung der Dienstleistungsrichtlinie auf Mindest- und 

Höchstpreisvorgaben der HOAI? 

- Erfordernis einer Prüfung, ob „Beschränkung“?   

- Berücksichtigung des offenen Beschränkungs-Charakters im Rahmen der 

Rechtfertigungsprüfung? 

- Im Verfahren vor dem EuGH jedenfalls Angriff auf Qualifizierung als 

„Beschränkung“ - um zurückhaltende Prüfung der Rechtfertigung zu erreichen 
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Die Kritik der Kommission an der HOAI 
 
 
 

Der Angriff der Kommission lässt sich wohl auf 5 Argumente 

reduzieren: 

1. Die Ausnahmen vom verbindlichen Bereich der HOAI stellen die 

Erforderlichkeit und Kohärenz der Regelung in Frage 

2. Die überwiegende Mehrheit der Mitgliedstaaten hat keine vergleichbaren 

Regelungen 

3. Kein Kausalzusammenhang zwischen Mindestsätzen und Qualität 

4. Erhöhung der Marktzutrittsschranken für neue Anbieter 

5. Verbrauchern werden die Vorteile eines wettbewerbsbestimmten Marktes 

vorenthalten 
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Anmerkungen zu Einzelpunkten 
 
 
 

Kommission nutzt die Ausnahmen der HOAI („Teilliberalisierung“) 

als Gegenargument 

- dies erscheint nicht zwingend – Ausnahmen können Verhältnismäßigkeit 

sicherstellen 

- Mitgliedstaaten kann widerstreitenden Interessen über bewusst und sorgfältig 

austarierte Regelungen Rechnung tragen 

 

 

 

 

 

Argument der Kommission, dass andere Mitgliedstaaten keine 

vergleichbare Gebührenordnung haben, greift nicht: 

- Einschätzungsprärogative der Mitgliedstaaten  

- Unterschiedliche Arten des Schutzes möglich 

- Mitgliedstaat muss nicht positiv belegen, dass das Schutzziel mit keiner 

anderen vorstellbaren Maßnahme unter gleichen Bedingungen erreichbar wäre 
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Anmerkungen zu Einzelpunkten 
 
 
 

Zweifelhafter Bezug zur NLF 

• Argumente der Kommission reflektieren die schwache Verbindung zur NLF: 

- „Marktzutrittsschranken für neue Anbieter werden künstlich erhöht“ 

- „Mindesttarife hindern die Wirtschaftsteilnehmer daran, sich gegenseitig 

Konkurrenz zu machen“ 

- Verbrauchern werden günstigere Preise sowie die Vorteile vorenthalten, von 

denen sie auf wettbewerbsbestimmten Märkte profitieren 

Qualitätswettbewerb 

• Kommission vernachlässigt die Bedeutung des Qualitätswettbewerbs (oft 

einseitig und undifferenziert auf Preiswettbewerb ausgerichtet) 

• Sie verkennt daher auch die Kausalität zwischen den Mindestsätzen und der 

Bauqualität 

Mögliche Lockerung des Bezugs HOAI/NLF 

• Durch zeitlich befristete Ausnahme für Dienstleistungserbringer aus anderen 

Mitgliedstaaten, die sich in Deutschland niederlassen 
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Schlussbemerkungen 
 
 
 

• Das Aufforderungsschreiben enthält wenig Neues 

• Es argumentiert sehr abstrakt – und legt nicht dar, inwieweit der 

Preiswettbewerb speziell für die Niederlassung von Dienstleistungserbringern 

aus anderen Mitgliedstaaten von wesentlicher Relevanz ist (anders als der 

EuGH in Caixa) 

• Darlegungspflicht zur Rechtfertigung obliegt allerdings dem Mitgliedstaat 

• Die Prüfung der Verhältnismäßigkeit sollte (vor dem Hintergrund des 

Subsidiaritätsprinzip und der Gemeinschaftstreue) auch eine Abwägung 

erfordern, zwischen  

- dem Ausmaß der Verbesserung für die NLF, die durch die Abschaffung der 

Mindest- und Höchstpreisvorgaben der HOAI erreicht wurde mit 

- dem Ausmaß, in dem in die gegebene nationale Marktstruktur eingegriffen 

würde 

Es erscheint unverhältnismäßig, eine tiefgreifende strukturelle 

Umgestaltung des deutschen Architekten- und Ingenieurmarktes zu 

verlangen, um eine eher theoretische Verbesserung für die NLF zu 

erreichen. 
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